
Die angeklagten Vorstands- und Aufsichtsratsmit­
glieder hatten das Jahr 1946 und bereits einen Teil des 
Jahres 1947 zur. Vorbereitung und Durchführung der 
Gründung der West-Conti und der Verschiebung von 
Werten nach dem Westen genutzt; nachdem jedoch am 
29. April 1947 das Enteignungsverfahren durch die 
Zurückweisung des letzten Einspruches endgültig be­
endet war, mußte damit gerechnet werden, daß die 
DCGG nicht für unbeschränkte Zeit im Handelsregister 
eingetragen bleiben und dann die formale Grundlage 
für die Durchführung der Schiebungen entfallen würde. 
Diesen Fall der Löschung nannten die Angeklagten den 
„Fall X“. Noch waren aber große Wertpapierbestände 
vorhanden, die beiseite geschafft werden sollten. Da man 
nicht sicher sein konnte, wie lange Müller und Meth- 
fessel mit Hilfe Brunderts die Aufstellung des Ver­
mögensverzeichnisses der enteigneten DCGG, die unver­
züglich nach dem 29. April 1947 vorzunehmen gewesen 
wäre und Klarheit über die Vermögenslage der DCGG 
verschafft hätte, hinauszögern konnten, mußten die An­
geklagten nunmehr eilig daran gehen, die noch vor­
handenen Werte beschleunigt zu beseitigen. Ihre Aktivi­
tät steigerte sich, nachdem Anfang Februar 1948 den 
Angeklagten bekannt geworden war, daß die Löschung 
der DCGG auch vom Angeklagten Brundert nicht weiter 
hinausgezögert werden konnte, und, wie sich aus dem 
Aktenvermerk des Angeklagten Müller vom 12. Februar 
1948 ergibt, der „Fall X“ nun als eingetreten angesehen 
wurde. ...

Am 26. Februar 1948 veranlaßte der Angeklagte 
Brundert endlich die Löschung der Eintragung der 
DCGG im Handelsregister, nicht ohne gleichzeitig und 
rechtzeitig die DCGG, deren endgültige Enteignung er 
selbst fast ein Jahr vorher ausgesprochen hatte, zu 
Händen der ehemaligen Vorstandsmitglieder, der An­
geklagten Methfessel und Müller, zu verständigen. Die 
aus dieser Situation für die Angeklagten gebotene Eile 
löste noch besondere Anstrengungen aus: so wurde die 
eidesstattliche Versicherung des Haupt noch schnell am 
27. Februar 1948 aufgenommen. Vor allem aber wurde 
durch die rechtzeitige Ankündigung der Löschung den 
Angeklagten Müller und Methfessel die Möglichkeit ge­
geben, sich noch die Voraussetzung für weitere Schie­
bungen zu schaffen; mit Hilfe des Angeklagten Simons 
wurden noch schnell Handelsregisterauszüge vom Re­
gistergericht in Dessau verlangt und auch erteilt, Aus­
züge, die bescheinigten, daß die DCGG und ihre Organe 
noch existierten und voll handlungsfähig seien, Auszüge, 
die nach dem Westen geschickt und dort zu noch vorzu­
nehmenden Verschiebungsakten erforderlich waren.

Am 12. März 1948 wurden von Simon Interimsscheine 
über den Besitz der DCGG an Agi- und Agag-Aktien bei 
dem Angeklagten Heil hinterlegt, nachdem bereits am 
26. Februar 1948 diese Gesellschaften im Handelsregister 
gelöscht worden waren; die Hinterlegungsscheine sollten 
nach dem Westen gehen, damit dort der Konzern nicht 
nur in Gestalt der neugegründeten GmbH weiterbestehe, 
sondern damit der „Sitz“ der enteigneten, aufgelösten 
DCGG-AG nach dem Westen verlegt werden konnte, ein 
Trick, der nach der westlichen Rechtsprechung im 
Westen noch vorhandenes Vermögen voraussetzte.

Tatsächlich hat auch das Registergericht in Düsseldorf 
am 29. März 1949 dem Registergericht Dessau die Ein­
tragung der Sitzverlegung der DCGG-AG mitgeteilt....

Der Angeklagte Brundert schuf durch Unterlassen und 
Handeln die verwaltungsmäßigen Vorausetzungen für 
den Erfolg der Machenschaften der anderen Angeklag­
ten. Er, als Ministerialdirektor, genehmigte die Grün­
dung der West-GmbH; damit gab er, obwohl er verant­
wortlicher Ministerialdirektor des zuständigen und 
federführenden Wirtschaftsministeriums und stellver­
tretender Minister war, den Konzernherren freie Hand.

Obwohl er bereits am 10. Dezember 1946 Kenntnis 
davon erhalten hatte, daß die Verfügungsgewalt und ein 
Sperrvermerk im Handelsregister bei der DCGG nicht 
eingetragen war, veranlaßte er eine solche Eintragung 
nicht. Am 29. April 1947 führte er zwar die Rechtskraft 
der Enteignung herbei, unterließ es aber, wirksame 
Maßnahmen für den sofortigen Übergang der enteig­
neten Vermögenswerte auf das Land Sachsen-Anhalt zu 
treffen. Trotz der rechtskräftigen Enteignung, die auf 
den 30. September 1946 zurückwirkte, hat er selbst die 
enteignete DCGG als weiterbestehend behandelt und 
durch die Nichteintragung der angeordneten Verfü­

gungsgewalt im Handelsregister bewirkt, daß Dritten 
gegenüber die alte DCGG noch als unbeschränkt ver­
fügungsfähig galt.

Vor allem hat er die Löschung der rechtskräftig ent­
eigneten und damit auch erloschenen DCGG nicht her­
beigeführt. Er hat diese erst 10 Monate später, und zwar 
auch nicht aus eigenem Antrieb, sondern veranlaßt 
durch die Erinnerung eines Mitarbeiters, am 26. Februar 
1948 verfügt, wobei er aber die Verfügung nicht nur an 
das Amtsgericht ergehen ließ, sondern auch der DCGG, 
das heißt, den Angeklagten Methfessel und Müller Mit­
teilung machte, womit für diese der kritische Fall X nun 
eingetreten war.

Besonders schwer wiegt, daß er auf Wunsch 
des Angeklagten Methfessel am 27. April 1947 
die Verfügungsgewalt hinsichtlich der Tochtergesell­
schaft der DCGG, der „Agag“, aufhob und die 
Löschung der eingetragenen Verfügungsgewalt im 
Handelsregister anordnete. Dadurch machte Brundert, 
zwei Tage bevor er die endgültige Enteignung der 
DCGG aussprach, die Verschiebung des Gaswerkes 
Lemgo möglich.

Er unterließ es, die rechtzeitige Vorlage des Ver­
mögensverzeichnisses der enteigneten DCGG zu veran­
lassen, unter Umständen zu erzwingen, und ermöglichte 
dadurch die Durchführung der Schiebungen; als er dann 
das Vermögensverzeichnis erhielt, kontrollierte er es 
nicht, sondern gab es einfach weiter an den Vorstand 
der Prevag, in dem ja wieder Müller und Methfessel 
saßen____

Der Angeklagte Heil mißbrauchte in nichtswürdiger 
Weise seine Stellung als Notar, obwohl gerade er, der trotz 
seiner politischen Belastung wieder Zugang zur Justiz 
gefunden hatte, allen Anlaß zumindest zur Loyalität 
gegenüber dem demokratischen Staat gehabt hätte. Er 
hat von ihm als objektiv unrichtig erkannte Beurkun­
dungen, das heißt falsche Beurkundungen in Hinter­
legungsscheinen vorgenomen, auf ihm „komisch“ vor­
kommende Urkunden Unterschrift und Siegel gegeben, 
wobei er nicht einmal ein Notariatsregister ordnungs­
gemäß führte. Nicht weniger schwer sind aber die Fälle 
zu werten, in denen er in formell korrekter Weise Amts­
handlungen vornahm, die Sabotagezwecken dienten.

Die jetzige demokratische Justiz erheischt vom Notar 
als Organ der Justiz, daß er gewissenhaft auch prüft, 
was die Parteien mit den Verträgen und Erklärungen, 
notariellen Beurkundungen oder Notariatsakten be­
zwecken könnten, daß er im besonderen darauf achtet, 
daß durch die von ihm aufgenommenen Erklärungen 
und Akte nicht Grundsätze unserer demokratischen 
Entwicklung verletzt werden. Für derartige Verstöße 
gegen seine Pflichten ist er nicht nur im Wege der 
Dienstaufsicht, sondern auch strafrechtlich zur Verant­
wortung zu ziehen______

Es ist für jeden Angeklagten festgestellt worden, daß 
er sowohl vorsätzlich, wie auch aus seiner ablehnenden 
Haltung zur demokratischen Entwicklung in der 
früheren sowjetischen Besatzungszone und zur entschä­
digungslosen Enteignung gehandelt hat.

Die der Anklage und der Verurteilung der Angeklag­
ten zugrunde liegende Übersetzung des Befehls Nr. 160 
stellt ausdrücklich keine besonderen Erfordernisse be­
züglich des subjektiven Tatbestandes auf.

In einer anderen ebenfalls der Rechtsprechung zu­
grunde gelegten Übersetzung wird jedoch noch aus­
drücklich böswilliges Handeln des Angeklagten ver­
langt. Die Rundverfügung der Deutschen Justizverwal­
tung vom 23. August 1946 — IV 184.45 — hat sowohl zu 
der Frage des Vorsatzes wie dem Erfordernis der Bös­
willigkeit im Rahmen des Befehls Nr. 160 Stellung ge­
nommen. Auch die Rechtsprechung der Oberlandes­
gerichte sowie des Kammergerichts hat diese Fragen 
verschiedentlich behandelt.

Der Rundverfügung der Deutschen Justizverwaltung 
ist dahin zu folgen, daß keine über den Vorsatz hinaus­
gehende Absicht des Täters zu fordern ist. Insofern ist 
zum mindesten die Formulierung des OLG Schwerin 
in seinem Urteil vom 17. Februar 1950 (SS 39/50) unzu­
treffend, wenn ausgeführt wird: „Der Begriff des
Zweckes erfordert mehr als den bloßen Vorsatz.“ Viel­
mehr ist der Auffassung des OLG Gera (3 SS 26/49) 
vom 27. Juli 1949 zu folgen, wonach es genügt, „daß der
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